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Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) schlägt 
verschiedene Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes von Opfern häuslicher 
Gewalt und zur Stärkung der Stellung des Kindes im familiengerichtlichen Verfahren 
vor, insbesondere: 

• Einführung eines Wahlgerichtsstands in Kindschafts-, Abstammungs- und 
Kindesunterhaltssachen 

• Konkretisierung der Amtsermittlungspflicht in Kindschaftsverfahren und 
Verzicht auf ein Hinwirken auf Einvernehmen zwischen den Eltern bei 
(konkreten) Anhaltspunkten für häusliche Gewalt 

• Verbesserung des Informationsaustauschs der beteiligten Gerichte und 
Behörden (zB Jugendamt), insbesondere Information des Jugendamts über die 
Einleitung eines Gewaltschutzverfahrens, wenn Kinder im Haushalt leben 

• Erweiterung der Beteiligung des Jugendamts in Gewaltschutzverfahren 
• Einführung einer Beschwerdemöglichkeit gegen Entscheidungen über den 

Umgang zwischen Kind und Elternteil im einstweiligen Anordnungsverfahren 
• Ausweitung der Verfahrensfähigkeit über 14-jähriger Kinder 
• Stärkung der Einbindung des Verfahrensbeistands 
• Verbindliche Beteiligung von Pflegepersonen im Kindschaftsverfahren 

Darüber hinaus sieht der Referentenentwurf (RefE) eine Änderung im Eherecht, 
Vorschläge zur Vereinfachung und Beschleunigung von Verfahrensabläufen im 
Erkenntnis-, Beschwerde- und Nachlassverfahren sowie punktuelle Anpassungen 
im Adoptions- und Aufgebotsverfahren vor. 

Zu ausgewählten Regelungsvorschlägen betreffend die Rechte von Kindern und 
Jugendlichen (bzw. deren gewaltbetroffenen Elternteilen) sowie deren 
Auswirkungen auf die Praxis der Jugendämter nimmt das DIJuF nachfolgend 
Stellung. 

I. Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes von Opfern 
häuslicher Gewalt 

1. Wahlgerichtsstand (§ 152 Abs. 2 FamFG-E, § 170 Abs. 1 Nr. 2 FamFG-E, 
§ 232 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Buchst. b FamFG-E) 

a) Zugang zum Wahlgerichtsstand 

Das DIJuF begrüßt ausdrücklich, dass sowohl in Kindschafts- als auch in 
Abstammungs- und Kindesunterhaltssachen in Fällen häuslicher Gewalt ein 
Wahlgerichtsstand eingeführt werden soll, der keine Rückschlüsse auf den aktuellen 
Aufenthaltsort des gewaltbetroffenen Kindes oder Elternteils nach der Trennung vom 
gewalttätigen Elternteil oder Partner zulässt.1 Es regt jedoch an, – ähnlich wie in § 211 

––––––––––––––––– 
1  Vgl. DIJuF Hinweise zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Unterhaltsrechts und des 

Unterhaltsverfahrensrechts vom 10.7.2015, Ziff. 9.1, abrufbar unter DIJuF Hinweise vom 10.7.2015; s.a. 
DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2023, 174. 

https://dijuf.de/fileadmin/Redaktion/Hinweise/DIJuF-Hinweise_zum_Unterhaltsaenderungsgesetz_v._10.07.2015.pdf
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FamFG – zusätzliche Wahlgerichtsstände auch am Tatort und (neuen) gewöhnlichen 
Aufenthaltsort des gewaltausübenden Elternteils zuzulassen. 

Nach Einschätzung des DIJuF sind die vorgesehenen Voraussetzungen für die Wahl 
des Gerichtsstands zu eng. Alle Varianten setzen voraus, dass häusliche Gewalt 
bereits gegenüber (staatlichen) Stellen offenkundig geworden ist. Angesichts des 
erheblichen Dunkelfelds im Bereich der häuslichen Gewalt besteht die Gefahr, dass 
gerade besonders schutzbedürftige Betroffene daher von der Regelung keinen 
Gebrauch machen werden.2 Es erscheint zudem nicht zwingend, auf polizeiliche 
Maßnahmen innerhalb der letzten sechs Monate vor Antragstellung abzustellen. 
Gewaltbeziehungen sind häufig durch wiederkehrende und langfristige Dynamiken 
geprägt, die auch über einen längeren Zeitraum fortwirken können. 

Eine niedrigschwelligere Zugänglichkeit des Wahlgerichtsstands ließe sich dadurch 
erreichen, dass bereits eine Schlüssigkeitsprüfung des Vorbringens zur häuslichen 
Gewalt oder jedenfalls deren Glaubhaftmachung als ausreichend angesehen wird. 

b) Wahlgerichtsstand bei Verfahrensanregung durch das Jugendamt? 

Angeregt wird, dem Jugendamt bei eigener Verfahrensanregung in 
Kindschaftssachen ebenfalls eine Wahlmöglichkeit hinsichtlich der örtlichen 
Zuständigkeit einzuräumen. Regt das Jugendamt etwa ein Kinderschutzverfahren an, 
kann es nach den derzeitig vorgesehenen Regelungen auch bei Kenntnis von 
häuslicher Gewalt kein anderes Gericht anrufen als das Gericht, in dessen Bezirk das 
Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt (gA) hat. Bei Beteiligung des (insb. noch 
mitsorgeberechtigten) gewaltausübenden Elternteils im Verfahren bestünde damit 
eine Schutzlücke. 

Vorbild könnte insoweit § 232 Abs. 1 S. 3 FamFG-E sein, der für öffentliche Stellen, 
die übergegangene Unterhaltsansprüche geltend machen, eine entsprechende 
Anwendung des Wahlgerichtsstands normiert. 

c) Regelungsbedarf im SGB VIII 

Angeregt wird außerdem, eine Anpassung des § 87b SGB VIII zu prüfen, der die 
örtliche Zuständigkeit der Jugendämter für die Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren 
regelt. Richtet sich die örtliche Zuständigkeit auch in Fällen häuslicher Gewalt 
weiterhin nach § 86 Abs. 1–4 SGB VIII, wird dies in vielen Fällen dazu führen, dass 
das Jugendamt am Ort des gA des gewaltbetroffenen Elternteils (als 
personensorgeberechtigter oder betreuender Elternteil) örtlich zuständig ist. Auch 
bei Wahl eines anderen Familiengerichts bestünde dann die Gefahr, über das 
mitwirkende Jugendamt den Aufenthaltsort des gewaltbetroffenen Elternteils und 
des Kindes bestimmen zu können. Der mit Einführung der Wahlgerichtsstände 
bezweckte Schutzzweck liefe dann teilweise ins Leere. 

––––––––––––––––– 
2  Weiterführend hierzu DIJuF Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes 

von gewaltbetroffenen Personen im familiengerichtlichen Verfahren, zur Stärkung des Verfahrensbeistands 
und zur Anpassung sonstiger Verfahrensvorschriften vom 5.9.2024, 2 f., abrufbar unter DIJuF 
Stellungnahme vom 5.9.2024. 

https://dijuf.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/DIJuF_Stellungnahme_RefE_gewaltbetroffene_Personen-FamFG_5.9.2024.pdf
https://dijuf.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/DIJuF_Stellungnahme_RefE_gewaltbetroffene_Personen-FamFG_5.9.2024.pdf
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Auch in Bezug auf Beistandschaften ist eine Anpassung der 
Zuständigkeitsvorschriften im SGB VIII zu prüfen. Nach § 87c Abs. 5 S. 2 SGB VIII 
hat, sobald der allein sorgeberechtigte Elternteil seinen gA im Bereich eines anderen 
Jugendamts nimmt, das die Beistandschaft führende Jugendamt bei dem Jugendamt 
des anderen Bereichs die Weiterführung der Beistandschaft zu beantragen. Da auch 
in diesem Zusammenhang der neue Aufenthaltsort des gewaltbetroffenen 
Elternteils bekannt werden kann, wird eine Anpassung dahingehend angeregt, dass 
im Fall häuslicher Gewalt die ursprüngliche Zuständigkeit beibehalten wird. 

2. Kein Hinwirken auf Einvernehmen und keine gemeinsamen Informations- 
und Beratungsgespräche (§ 156 Abs. 2 FamFG-E) 

Die geplante Klarstellung in § 156a Abs. 2 FamFG-E, wonach das Gericht bei 
konkreten Anhaltspunkten für häusliche Gewalt eines Elternteils gegen den anderen 
Elternteil idR von einem Hinwirken auf Einvernehmen und von Anordnungen zu 
gemeinsamen Informations- oder Beratungsgesprächen absieht, wird ausdrücklich 
begrüßt. Die Verortung in § 156 FamFG und damit die Bündelung der Regelungen 
zum Hinwirken auf Einvernehmen in einer Norm (anders als noch im RefE 2024, in 
dem die Regelung in § 156a FamFG-E vorgesehen war), scheint konsequent. 

3. Konkretisierung der Amtsermittlungspflicht (§ 156a FamFG-E) 

Der Vorschlag, entsprechend vielfachen Forderungen in Schrifttum und 
Fachöffentlichkeit die Amtsermittlungspflicht bei Anhaltspunkten für häusliche 
Gewalt (wie schon im RefE 2024) in einem neuen § 156a FamFG-E zu konkretisieren, 
wird begrüßt. Besonders positiv ist zu bewerten, dass – anders als noch im RefE 
2024 – nicht mehr an eine Gewalttat iSd GewSchG angeknüpft, sondern der Begriff 
der „häuslichen Gewalt“ verwendet wird. Ausweislich der Begründung zum RefE3 
findet damit – wie vielfach4 angeregt – der Begriff der häuslichen Gewalt nach Art. 3 
Buchst. b IK5 Anwendung. Wünschenswert wäre insoweit aber, nicht nur in der 
Begründung zum RefE, sondern im Gesetzestext des FamFG-E selbst auf den Begriff 
der häuslichen Gewalt iSd Art. 3b IK Bezug zu nehmen (wie es auch im 
Kindschaftsrecht vorgesehen ist, vgl. § 1632 BGB-E). 

Während im RefE 2024 dem Familiengericht allein die Ermittlung des Schutzbedarfs 
auferlegt wurde, ist in § 156a FamFG-E nun zusätzlich vorgesehen, dass das Gericht 
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen hat. Dass damit nun beide Elemente des 
Art. 51 Abs. 1 IK („Gefährdungsanalyse“ und „Gefahrenmanagement“) aufgegriffen 
werden, ist ausdrücklich zu befürworten.6 

Angeregt wird, die Begrenzung in § 156a FamFG-E auf Verfahren nach § 151 Nr. 1–3 
FamFG aufzuheben. Die Begründung zum RefE geht davon aus, dass das Gericht 
sich auch in anderen Kindschaftsverfahren (§ 151 Nr. 4–8 FamFG) mit 
Anhaltspunkten für häusliche Gewalt zu befassen und ggf. die Einleitung eines 
––––––––––––––––– 
3  RefE 53. 
4  So auch DIJuF Stellungnahme zum RefE 2024 vom 5.9.2024, 3 f. (Fn. 2). 
5  Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 

Gewalt vom 11.5.2011 (Istanbul-Konvention – IK), SEV 2011 Nr. 210; Vertragsgesetz vom 17.7.2017, BGBl. 
2017 II, 1027, in Kraft getreten für Deutschland am 1.2.2018. 

6  So auch DIJuF Stellungnahme zum RefE 2024 vom 5.9.2024, 4 f. (Fn. 2). 
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Kinderschutzverfahrens zu prüfen hat. Denkbar ist jedoch auch, dass häusliche 
Gewalt im Verfahren selbst zu ermitteln ist, zB wenn ein Großelternteil als Vormund 
ausgewählt werden soll, aber Anhaltspunkte vorliegen, dass dieser Gewalt 
ausgeübt hat. 

4. Getrennte Anhörung als Soll-Verpflichtung? 

Kritisch wird beurteilt, dass von der noch im RefE 2024 vorgesehenen Soll-
Verpflichtung der getrennten Anhörung der Beteiligten abgesehen wurde. Zwar ist 
bereits in § 33 Abs. 1 S. 2 FamFG geregelt, dass die Anhörung eines Beteiligten in 
Abwesenheit der anderen Beteiligten stattzufinden hat, falls dies zum Schutz des 
anzuhörenden Beteiligten oder aus anderen Gründen erforderlich ist.7 Eine explizite 
Soll-Verpflichtung der getrennten Anhörung bei (konkreten) Anhaltspunkten für 
häusliche Gewalt würde aber die gesetzlichen Maßstäbe ausdrücklich zugunsten 
des gewaltbetroffenen Elternteils dahingehend verschieben, dass die getrennte 
Anhörung die Regel und die gemeinsame Anhörung die (begründungsbedürftige) 
Ausnahme ist. 

5. Beteiligung Jugendamt im Gewaltschutzverfahren (§ 211a FamFG-E, 
§ 212 FamFG-E) 

Die Einführung des § 211a FamFG-E wird im Grundsatz befürwortet, da die 
Regelung eine bessere Verknüpfung der an Gewaltschutz- und 
Kindschaftsverfahren beteiligten Professionen sowie einen Informationsaustausch 
gewährleistet. Im Vergleich zum RefE 2024 wird in § 211a Abs. 3 FamFG-E 
allerdings nicht mehr ausdrücklich eine unverzügliche Übermittlungspflicht durch 
Übersendung des Antrags zur Einleitung des Gewaltschutzverfahrens an das jeweils 
zuständige Jugendamt normiert, die jedoch Bedingung dafür ist, dass das Jugendamt 
frühzeitig Schutzmaßnahmen ergreifen bzw. Hilfeangebote unterbreiten kann. 

Die geplante Änderung des § 212 FamFG-E dahingehend, dass das Jugendamt 
nunmehr nicht nur in Verfahren nach § 2 GewSchG, sondern zudem nach § 1 
GewSchG auf Antrag förmlich zu beteiligen ist, überzeugt. Ebenso wird die 
unverzügliche Mitteilungspflicht von Entscheidungen über Anträge nach §§ 1 und 2 
GewSchG sowie deren Änderung oder Aufhebung (§ 216a S. 1 Nr. 3 FamFG-E) und 
von Ordnungsmittelanordnungen im Vollstreckungsverfahren (§ 96 Abs. 2 FamFG-E) 
an das Jugendamt befürwortet. 

Die klarstellende begriffliche Ausweitung, die sich in §§ 212, 216a S. 1 Nr. 3 
FamFG-E, § 96 Abs. 2 FamFG-E wiederfindet und auf ein Kind als Beteiligter oder 
Kinder, die in dem Haushalt der Beteiligten oder eines der Beteiligten leben wird, 
Bezug nimmt, erscheint sachgerecht. So werden sowohl Kinder, die entweder im 
gemeinsamen oder im Haushalt auch nur eines Beteiligten leben, erfasst als auch 
bspw. Fälle, in denen das Kind als Antragsteller selbst Opfer ist. 

Im Gleichlauf zu §§ 212, 216a S. 1 Nr. 3 FamFG-E, § 96 Abs. 2 FamFG-E sollte auch 
die Formulierung in § 213 FamFG von „wenn Kinder im Haushalt leben“ zu „wenn 
ein Kind Beteiligter ist oder Kinder in dem Haushalt der Beteiligten oder eines der 
––––––––––––––––– 
7  Hierzu Lohse JAmt 2025, 376 (382). 
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Beteiligten leben“ konkretisiert werden. Ergänzend regt das DIJuF an, die Regelung 
in § 213 FamFG entsprechend § 162 Abs. 1 FamFG in eine Muss-Formulierung 
umzuwandeln, um sicherzustellen, dass das Jugendamt in Verfahren nach dem 
GewSchG stets angehört wird, wenn Kinder im Haushalt der Beteiligten leben bzw. 
selbst beteiligt sind. 

II. Stärkung der Stellung des Kindes im Verfahren 

1. Ausweitung der Verfahrensfähigkeit Minderjähriger (§ 9 FamFG-E) 

Die in § 9 Abs. 1 Nr. 3 FamFG-E vorgesehene allgemeine Verfahrensfähigkeit des 
über 14-jährigen Kindes in Verfahren, die seine Person betreffen, oder in 
Angelegenheiten, in denen es gehört werden soll, wird ausdrücklich begrüßt. Es 
wird damit ein Gleichlauf zu der aus § 60 FamFG abgeleiteten Verfahrensfähigkeit 
des Kindes in der Beschwerdeinstanz8 geschaffen. Dass die Verfahrensfähigkeit auf 
Fälle beschränkt werden soll, in denen das Kind tatsächlich aktiv am Verfahren 
teilnehmen möchte, scheint konsequent. 

Da die Verfahrensfähigkeit nicht mehr „soweit“, sondern „wenn“ die Minderjährigen 
eine Verfahrenshandlung ausüben bzw. ihre Rechte eigenständig wahrnehmen 
wollen, bestehen soll, ist davon auszugehen, dass die Verfahrensfähigkeit nach der 
vorgesehenen Neukonzeption nicht mehr nur im Hinblick auf das geltend gemachte 
Recht, sondern (ab dem Wunsch nach aktiver Beteiligung) für das gesamte 
Verfahren gelten soll. Insoweit wäre eine Klarstellung in der Begründung 
wünschenswert. 

2. Beschwerde gegen einstweilige Anordnungen in Umgangssachen 
(§ 57 FamFG-E) 

Die geplante Einführung der Anfechtbarkeit von Umgangsregelungen, die nach 
mündlicher Erörterung im Wege der einstweiligen Anordnung ergangen sind und 
eine Umgangsregelung für mind. drei Monate enthalten, wird begrüßt. Die 
gegenüber dem RefE von 2024 vorgenommene Erweiterung auf alle längerfristigen 
Umgangsentscheidungen erscheint sachgerecht. 

Auch die sprachliche Klarstellung, dass allein maßgeblich sein soll, ob eine 
mündliche Erörterung durchgeführt wurde, wird im Sinne der Rechtssicherheit 
begrüßt. 

3. Verfahrensbeistand (§ 158d FamFG-E) und Sachverständige 
(§ 163 Abs. 3 FamFG-E) 

Nach Auffassung des DIJuF ließe sich gut vertreten, dass ein entsprechend 
einwilligungsfähiges Kind eigenständig entscheiden darf, ob es mit dem 
Verfahrensbeistand sprechen möchte bzw. in die Begutachtung durch einen 
Sachverständigen einwilligt, weil in diesem höchstpersönlichen Bereich das 
elterliche Sorgerecht zurücktritt, wenn das Kind die entsprechende Reife aufweist. 
Nach der wohl überwiegenden Rechtsauffassung bedarf jedoch sowohl ein 
––––––––––––––––– 
8  Prütting/Helms/Abramenko FamFG, 7. Aufl. 2026, FamFG § 60 Rn. 8 mwN. 
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Gespräch des Verfahrensbeistands mit dem Kind als auch die Begutachtung des 
Kindes durch einen Sachverständigen der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters.9 

Es ist daher zu begrüßen, dass künftig ausdrücklich eine Pflicht der Eltern normiert 
werden soll, dem Verfahrensbeistand das persönliche Gespräch mit dem Kind zu 
ermöglichen, und dass gleichzeitig die Möglichkeit für das Gericht geschaffen 
werden soll, diese im Zweifel mit Zwangsmitteln durchzusetzen. Die Begründung 
des RefE führt überzeugend aus, dass der Eingriff in das Elternrecht gerechtfertigt 
ist. Dieser ist erforderlich, um sicherzustellen, dass der Verfahrensbeistand seine 
Aufgabe erfüllen kann. Der (nicht allzu tiefe) Eingriff in das Elternrecht muss hinter 
der potenziell schweren Einschränkung des Schutzanspruchs des Kindes 
zurücktreten. Mit dem Gebot, auf Alter und Persönlichkeit des Kindes Rücksicht zu 
nehmen, wird ausreichender Spielraum geschaffen, um zB bei sehr jungen Kindern 
das Gespräch auch in Anwesenheit der Eltern zu führen. 

4. Beteiligung von Pflegepersonen im Verfahren (§ 161 FamFG-E) 

Dass Pflegepersonen nach dem Regelungsvorschlag nunmehr zwingend in allen 
Verfahren, die die Person des Kindes betreffen, als Beteiligte hinzuzuziehen sind, 
wenn das Kind seit längerer Zeit in Familienpflege lebt, wird angesichts der 
regelmäßig zentralen Rolle der Pflegeperson im Leben des Kindes als tatsächliche 
Betreuungs- und Bezugsperson begrüßt. Damit würden in Fällen, in denen nicht 
ohnehin schon nach § 7 Abs. 1 oder 2 Nr. 1 FamFG eine „Muss-Beteiligung“ vorliegt, 
Ermessenserwägungen des Gerichts über das „Interesse des Kindes“ an der 
Hinzuziehung künftig obsolet, was letztlich auch der Verfahrensvereinfachung dient. 

Dass idR eine persönliche Anhörung der Pflegepersonen vorgesehen ist („sollen“), 
wird ebenfalls begrüßt. 

5. Begründung und Bekanntgabe von Entscheidungen in Kindschaftssachen 
(§ 164 FamFG-E) 

a) Begründung 

Die Regelung in § 164 Abs. 1 FamFG-E soll ausweislich der Begründung zum RefE 
verdeutlichen, dass Entscheidungen in Kindschaftssachen, wie in § 38 Abs. 3 S. 1 
FamFG vorgesehen, stets zu begründen sind.10 

An dieser Stelle sollte eine Klarstellung erfolgen, ob damit die nach derzeitiger 
Rechtslage als einzige Ausnahme vom Begründungserfordernis in 
Kindschaftsverfahren in Betracht kommende Regelung in § 38 Abs. 4 Nr. 3 FamFG 
anwendbar bleiben soll.11 Hiernach bedarf es einer Begründung nicht, wenn die 
Entscheidung in Gegenwart aller Beteiligten mündlich bekannt gegeben wurde 
und alle Beteiligten auf Rechtsmittel verzichtet haben. Zwar scheidet zumindest 
für Jugendämter ein Rechtsmittelverzicht grundsätzlich aus. Dennoch sind 
Konstellationen denkbar, in denen § 38 Abs. 4 Nr. 3 FamFG einschlägig sein kann, 
––––––––––––––––– 
9  Vgl. hierzu OLG Jena 23.3.2018 – 1 WF 67/18, BeckRS 2018, 27385. 
10  Vgl. zur Annahme, dass Entscheidungen in Kindschaftssachen stets zu begründen sind, bereits BT-Drs. 

16/6308, 242. 
11  Zur Anwendbarkeit des § 38 Abs. 4 Nr. 3 FamFG in Kindschaftsverfahren etwa Sternal/Schäder FamFG, 

22. Aufl. 2025, FamFG § 164 Rn. 11; MüKo/Schumann FamFG, 4. Aufl. 2025, FamFG § 164 Rn. 8. 
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insbesondere wenn das Jugendamt kein Beteiligter iSd § 7 FamFG ist. Daraus, dass 
in § 164 Abs. 1 S. 2 FamFG-E für Kindschaftsverfahren nur die Anwendung der 
Ausnahme in § 38 Abs. 4 Nr. 2 FamFG (wie bisher) explizit ausgeschlossen werden 
soll, lässt sich folgern, dass § 38 Abs. 4 Nr. 3 FamFG weiterhin anzuwenden sein 
soll. Das in § 164 Abs. 1 FamFG-E vorgesehene Begründungserfordernis gälte 
damit zumindest entgegen der Begründung nicht „stets“ in Kindschaftssachen und 
die Regelung in § 164 Abs. 1 S. 1 FamFG-E wäre im Ergebnis rein deklaratorisch. 

Soll tatsächlich ein ausnahmsloses Begründungserfordernis in Kindschaftssachen 
geregelt werden, sollte statt einer Anpassung des § 164 FamFG aus systematischer 
Sicht erwogen werden, § 38 Abs. 5 FamFG, der bestimmte Familiensachen 
(vollständig) vom Wegfall der Begründungspflicht ausnimmt, um 
Kindschaftsverfahren zu ergänzen. 

b) Bekanntgabe 

Wünschenswert wäre, in § 164 Abs. 2 S. 1 FamFG-E ebenso wie in jugendamtlichen 
Verfahren ausdrücklich den Grundsatz der Bekanntgabe in einer für Kinder und 
Jugendliche verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form zu 
normieren (vgl. § 8 Abs. 4 SGB VIII). 

Sind Minderjährige verfahrensfähig, ergibt sich schon aus der Verfahrensfähigkeit 
nicht nur die Pflicht zur Bekanntgabe des Beschlusses, sondern auch zur 
Übermittlung anderer im Verfahren anfallender Schriftstücke. Es wird angeregt, 
ausdrücklich zu normieren, dass auch die Übermittlung anderer Schriftstücke als der 
Begründung des Beschlusses ausscheiden soll, wenn Nachteile für die Entwicklung, 
Erziehung oder Gesundheit des Minderjährigen zu befürchten sind.12 

III. Verschlankung von Verfahrensabläufen 

1. Absehen von wiederholter Kindesanhörung 

Die Aufnahme der im Wesentlichen in der Rechtsprechung entwickelten 
konkretisierenden Vorgaben dazu, wann im Beschwerdeverfahren von der 
erneuten Durchführung von Verfahrenshandlungen abgesehen werden kann,13 in 
§ 68 Abs. 3 FamFG-E wird begrüßt. 

Dass die Möglichkeit des Absehens von Verfahrenshandlungen, insbesondere 
Anhörungen (sowie die Übertragung auf den Einzelrichter), künftig auch in den 
besonders grundrechtssensiblen, in § 68 Abs. 5 Nr. 1–3 FamFG genannten 
Bereichen (Entzug der Personensorge, Ausschluss des Umgangsrechts, 
Verbleibensanordnung) bestehen soll, sofern die Beschwerde „offensichtlich 
unbegründet” ist, ist mit Blick auf ggf. in der Praxis eintretende 
Verfahrensverzögerungen nachvollziehbar. Gleichwohl werden an das Vorliegen der 
„offensichtlichen” Unbegründetheit hohe Anforderungen zu stellen sein. 

––––––––––––––––– 
12  Für eine analoge Anwendbarkeit des § 164 S. 2 FamFG mwN Prütting/Helms/Hammer FamFG § 164 Rn. 7 

(Fn. 8). 
13  BVerfG 13.5.2020 – 1 BvR 663/19 mwN, BeckRS 2020, 13385. 
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2. Gerichtlich gebilligter Vergleich in Sorgerechtssachen (§ 156 Abs. 3 
FamFG-E) 

Mit der vorgesehenen Ergänzung in § 156 Abs. 3 FamFG-E, wonach künftig ein 
gerichtlich gebilligter Vergleich auch im Hinblick auf die Übertragung der elterlichen 
Sorge auf einen Elternteil oder auf beide Elternteile gemeinsam möglich sein soll, 
werden Forderungen nach Ausweitung des Instituts der gerichtlich gebilligten 
Elternvereinbarungen auch auf Sorgerechtsangelegenheiten14 umgesetzt. Dadurch 
sollen sich nach der Begründung zum RefE Einsparungen für die Gerichte ergeben, 
weil aufwendige Beschlussfassungen entbehrlich werden können. 

Das Erfordernis der Zustimmung des über 14-jährigen Kindes ergibt sich ausweislich 
der Begründung aus dessen Stellung als formell am Verfahren Beteiligter.15 Die 
Verfahrensfähigkeit des über 14-jährigen Kindes wird allerdings erst durch die 
Verfahrenshandlung selbst oder die Erklärung, mitwirken zu wollen, ausgelöst (§ 9 
Abs. 1 Nr. 3 FamFG-E), besteht also nicht uneingeschränkt für alle über 14-jährigen 
Kinder. Es sollte jedenfalls klargestellt werden, dass die Zustimmung des über 14-
jährigen Kindes, das bislang nicht verfahrensfähig ist, aktiv zu erfragen ist. Außerdem 
wird angeregt, über das verfahrensrechtlich erforderliche Einvernehmen hinaus die 
Zustimmung des über 14-jährigen Kindes als materiell-rechtliche Voraussetzung der 
Billigungsentscheidung zu normieren oder jedenfalls klarzustellen, dass hier der 
Maßstab des § 1635 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 BGB-E gilt. Darüber hinaus sollte erwogen 
werden, den Prüfungsmaßstab des Familiengerichts dahingehend auszuweiten, 
dass auch der entgegenstehende Wille unter 14-jähriger Kinder im Rahmen der 
Billigungsentscheidung zu berücksichtigen ist. 

In Fällen von häuslicher Gewalt besteht die Gefahr, dass vermeintlich 
einvernehmliche Vereinbarungen nicht auf einer freien und gleichberechtigten 
Willensbildung beruhen, sondern Ausdruck fortwirkender Macht- und 
Kontrolldynamiken sind. Nimmt das Gericht entsprechende Hinweise wahr, kommt 
eine Billigung nicht mehr infrage, weil es dann prüfen muss, ob die elterliche Sorge 
aufgrund einer Kindeswohlgefährdung anders geregelt werden müsste. Diese 
Einschränkung droht in der aktuellen Formulierung nicht ausreichend deutlich zu 
werden. 

IV. Sonstiges 

1. Wahlgerichtsstand in Gewaltschutzsachen (§ 211 Nr. 4 FamFG-E) 

Die Einführung eines neuen Wahlgerichtsstands in Gewaltschutzsachen am gA der 
Antragstellerin (§ 211 Nr. 4 FamFG-E) ist zu begrüßen, da die Antragstellerin damit 
selbst entscheiden kann, ob die Anrufung eines anderen, wohnortfernen 
Familiengerichts zwecks Geheimhaltung ihres gA erforderlich ist. 

––––––––––––––––– 
14  Vgl. etwa Prütting/Helms/Hammer FamFG § 156 Rn. 47 (Fn. 8); Hammer FamRZ 2024, 582. 
15  RefE 55. 
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2. Ergänzungen in § 23b GVG-E 

Der Vorschlag der Zuweisung von Familiensachen im selben Familienkreis an 
dieselbe Abteilung, wenn seit Beendigung der letzten Familiensache keine drei Jahre 
vergangen sind (§ 23b Abs. 2 S. 2 GVG-E), wird mit Blick auf die Vertrautheit des 
„alten“ Familiengerichts mit der familiären Situation und die Vermeidung 
widersprüchlicher Entscheidungen begrüßt. 

Positiv hervorzuheben ist außerdem die bereits lange geforderte16 Ergänzung des 
§ 23b Abs. 3 GVG, wonach Familienrichterinnen über belegbare Kenntnisse im 
Gewaltschutzrecht und belegbare Grundkenntnisse über Dynamiken und 
Auswirkungen häuslicher Gewalt verfügen sollen. Hinzuweisen ist aber auf die 
diesbezüglichen kritischen Anmerkungen aus der Gerichtspraxis und insbesondere 
die Forderung nach weitergehenden Maßnahmen und Verpflichtungen zur 
Sicherstellung der hinreichenden Qualifizierung von Familienrichterinnen.17 

3. Entfall der Bedürftigkeitsprüfung im Rahmen der Verfahrenskostenhilfe 
bei Rückgabeanträgen nach dem HKÜ18 (§ 43 IntFamRVG-E) 

Der Wegfall der Bedürftigkeitsprüfung bei Rückgabeanträgen nach dem HKÜ ist 
angesichts der derzeit durch die Beibringung und Prüfung ausländischer 
Einkommensunterlagen häufig eintretenden Verfahrensverzögerungen zu begrüßen. 
Damit wird auch der Problematik Rechnung getragen, dass die deutschen 
Einkommensmaßstäbe aufgrund von Kaufkraftunterschieden die tatsächlich 
finanziell verfügbaren Mittel teilweise nicht real abbilden können. 

In HKÜ-Verfahren kann mangels Vorliegens einer zu vollstreckenden ausländischen 
Entscheidung auch nicht – wie in Unterhaltssachen – darauf abgestellt werden, ob 
im Ursprungsstaat Verfahrenskostenhilfe/unentgeltliche juristische Unterstützung 
gewährt wurde (vgl. Art. 47 Abs. 2 EuUnthVO19, Art. 17 Buchst. b HUÜ 200720). 

4. Mitteilungspflicht des Familiengerichts an das Jugendamt bei Anordnung 
eines Ordnungsmittels (§ 88 Abs. 3 FamFG-E) 

Dass künftig eine gesetzliche Mitteilungspflicht des Familiengerichts an das 
Jugendamt bei Anordnung eines Ordnungsmittels im Vollstreckungsverfahren von 
Herausgabe- und Umgangsentscheidungen bestehen soll, wird damit begründet, 
dass das Jugendamt, wenn es erfährt, dass ein Kind entgegen eines Beschlusses nicht 
herausgegeben wird bzw. Umgangskontakte nicht stattfinden, prüfen könnte, ob 

––––––––––––––––– 
16  Vgl. weitergehend GREVIO Baseline Evaluation Report Germany, 2022, abrufbar unter GREVIO Evaluation 

Report Germany 2022, deutsch-sprachige Version abrufbar unter GREVIO Evaluierungsprojekt Deutschland 
2022, 76 Ziff. 228, Abruf: 10.7.2026. 

17  Neue Richter*innenvereinigung Neue Richter*innenvereinigung fordert bessere Qualifizierung von 
Familienrichter*innen, Pressemitteilung vom 25.6.2026, abrufbar unter Neue Richter*innenvereinigung 
Pressemitteilung vom 25.6.2026, Abruf: 10.7.2026. 

18  Haager Übereinkommen über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung vom 25.10.1980 
(Haager Kindesentführungsübereinkommen – HKÜ), BGBl. 1990 II, 207. 

19  Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates über die Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen vom 18.12.2008 
(EuUnthVO), ABl. EU 2009 L 7, 1. 

20  Haager Übereinkommen über die internationale Geltendmachung der Unterhaltsansprüche von Kindern und 
anderen Familienangehörigen vom 23.11.2007 (HUÜ 2007), ABl. EU 2011 L 192, 51. 

https://rm.coe.int/report-on-germany-for-publication/1680a86937
https://rm.coe.int/report-on-germany-for-publication/1680a86937
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/202386/3699c9bad150e4c4ff78ef54665a85c2/grevio-evaluierungsbericht-istanbul-konvention-2022-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/202386/3699c9bad150e4c4ff78ef54665a85c2/grevio-evaluierungsbericht-istanbul-konvention-2022-data.pdf
http://www.neuerichter.de/wp-content/uploads/2026/06/2026_06_25-NRV-PM-Bessere-Qualifizierung-von-Familienrichterinnen.pdf
http://www.neuerichter.de/wp-content/uploads/2026/06/2026_06_25-NRV-PM-Bessere-Qualifizierung-von-Familienrichterinnen.pdf
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dadurch eine Gefährdung besteht. Zu beachten ist jedoch, dass die 
familiengerichtliche Entscheidung und ihre Vollstreckung an dieser Stelle Vorrang 
haben. Eine Inobhutnahme kommt nur in Betracht, wenn eine familiengerichtliche 
Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann, nicht, wenn diese vollstreckt 
werden muss oder nicht erfolgreich vollstreckt werden kann. 


